
Präventionskonzept für die  
Evangelische Kindertagesstätte Morgenstern  
 
Wir schaffen sichere Räume für die Kinder in unserer Einrichtung  
Der Schutz von Kindern und Jugendlichen ist ein hohes Gut und sollte in unserer 
Arbeit mit der Schaffung sicherer Räume explizit betont werden. Mit der Einführung 
des §8a in das SGB VIII sind auch wir,die  Evangelische Kindertagesstätte 
Morgenstern  verpflichtet,  ein Schutzkonzept vorzulegen, da wir mit unserer 
pädagogischen Arbeit Leistungen nach dem SGB III erbringen, unabhängig von der 
Förderungswürdigkeit durch Kommune oder Kreis.  
Inhaltlich ist Prävention wichtig, weil Kindeswohlgefährdung überall vorkommt und 
weil wir in unserer Arbeit mit großer Wahrscheinlichkeit auch mit 
Opfern/Betroffenen zu tun haben und auch Täter in den eigenen Reihen nicht 
ausschließen können.  
Potentiellen Tätern in den eigenen Reihen soll das Eindringen bzw. Wirken durch 
ein institutionell verankertes Präventionskonzept so schwer wie möglich gemacht 
werden.  
Gleichzeitig sollen die Kinder wissen, bei wem sie Hilfe finden können.  
 
 
I. Sensibilisierung  
 

für Grenzverletzungen von sexuellem Missbrauch und Misshandlung. Missbrauch ist 
schrecklich und kann auch bei uns in der Kindertagesstätte nicht ausgeschlossen 
werden: Missbrauch beginnt mit Grenzverletzungen! Eine Sensibilisierung ist 
notwendig für Träger und  haupt- und nebenamtlich Beschäftigte… Eine breit 
geführte Wertediskussion ( wofür steht ev. Kirche im Dekanat, was ist gewollt,  
was ist nicht o.k., wo finden Grenzverletzungen in der Arbeit statt) ist Teil der 
Sensibilisierungsarbeit in der Kindertagesstätte. Dazu gehört auch immer wieder, 
die eigene Arbeit auf das Verhältnis von Nähe und Distanz zu überprüfen, um 
Grenzverletzungen zu vermeiden.  
 
 
II. Fortbildung und Schulung 
 

zum Thema „Beschäftigung mit Kindeswohlgefährdung“  sind verpflichtend für die 
Kontaktperson zum Netzwerk und die Leitungen. Allerdings haben alle Mitarbeiter 
die Möglichkeiten eine solche Veranstaltung zu besuchen.  Wichtig ist, dass die 
Mitarbeiter in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen geschult und qualifiziert 
werden durch Grundschulungen und regelmäßige Aufbauschulungen. Unter dem 
Aspekt der Prävention ist Schulung ein verbindlicher Teil der Arbeit in unserer 
Kindertagesstätte.  
 
 
III. Selbstverpflichtung  
 

Von allen MA, die in der Arbeit mit Kindern engagiert sind, ist die 
Selbstverpflichtungserklärung als Vertrag zu unterschreiben. Dies betrifft 
Ehrenamtliche wie Hauptamtliche. Ziel ist es, die einzelne Person auf die Werte 
unserer Arbeit zu verpflichten und Rechte und Pflichten klar zu benennen. 
Ergänzend besteht die Möglichkeit, polizeiliche Führungszeugnisse für einzelne 
Mitarbeiter einzuholen, wenn eine Unsicherheit bezüglich der Person besteht.  
  

 



 Verpflichtungserklärung  
Ich bestätige, dass das Bundeszentralregister in Bezug auf meine Person keine 
Eintragungen über Verurteilungen wegen Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung nach den §§ 174-174c, 176-181a, 182-184e StGB enthält und 
auch keine entsprechenden Verfahren gegen mich anhängig sind.  
 
 
Ich verpflichte mich, meinem Arbeitgeber über die Einleitung entsprechender 
Verfahren zu informieren.  
 
Ort, Datum      Unterschrift des/der Arbeitnehmers/in 

 
 
IV. Krisenteam  
 

Für den Fall der Fälle muss ein Krisenteam installiert werden, das durch die 
Präventionsbeauftragten einberufen wird. In diesem Team werden die Handlungen 
koordiniert und das Vorgehen im Verdachtsfall festgelegt (Opferschutz und 
Mitarbeiterschutz). Diesem Team gehören die Präventionsbeauftragten (Annette 
und/oder  Sabrina), die Leitung bzw. Stellvertreterin und der Pfarrer an.  
Im Ernstfall muss das Team durch eine insofern erfahrene Fachkraft 
(Beratungsstelle) aufgestockt werden.  
 
 
V. Vernetzung  
 

Wichtig ist eine Beteiligung an der AG Netzwerkpartner Runder Tisch Kindeswohl 
Verbandsgemeinde Nierstein – Oppenheim!  
Zukünftig wird es einen „Newsletter Netzwerk Kinderschutz“ geben, in dem alle 2 – 3 
Monate über Personalveränderungen, Wechsel der Ansprechpartner, neue Projekte und 
Angebote der einzelnen Netzwerkpartner, Fortbildungen und Gesetzesänderungen 
informiert wird.  
 
      
Aufgaben aller Akteure im Netzwerk ist es: 
 
 - Risiken für das Kindeswohl achtsam zu begegnen. 
 - hinzuschauen, wenn Gefährdungen für das Kindeswohl in das eigene Blickfeld  
             rücken. 
 - das vertrauensvolle Gespräch mit den Eltern zu suchen, um sie über ihre  
             Beobachtungen und Wahrnehmung zu informieren. 
 - die eigenen Möglichkeiten zur Abwehr  der Gefährdung zu überprüfen und    
    einzusetzen. 
 -  Brücken zu anderen Angeboten oder Einrichtungen zu bauen, die eine   
             passgenaue Hilfe für das Kind und seine Eltern anbieten. 
 -  für die Inanspruchnahme dieser Hilfen bei den Eltern werben, 
 -  das Jugendamt informieren, wenn die Eltern nicht bereit oder nicht in der Lage  
    sind, die bisher angebotene Unterstützung anzunehmen, 
 -  und die Eltern vor der Kontaktaufnahme zum Jugendamt zu informieren 
 
  

 
VI. Präventionsbeauftragte / Kontaktpersonen  
 

Der Auftrag und die Befugnisse der Präventionsbeauftragten müssen präzisiert 



werden. Gleichzeitig müssen zeitliche und finanzielle Ressourcen bereitgestellt 
sowie eine rechtliche Absicherung (Rechtsschutz, Haftpflicht) installiert werden. 
Opfer- und Täterbetreuung ist nicht Aufgabe der Präventionsbeauftragten, dafür 
gibt es im Netzwerk spezialisierte Beratungsstellen.  
Aufgabe der Präventionsbeauftragten soll sein: Erst-Anlaufstelle für Betroffene und 
Angehörige und Vermittlung professioneller Hilfe; Kontaktstelle für 
Beratungsstellen und Behörden; Beratung von MAs, Pfarrern, KVs, Synode, 
Gemeinden; Informationsbeschaffung, - weitergabe , Erstellung von Arbeitshilfen 
Schulung Vernetzung der Arbeit; Weiterentwicklung der Präventionsarbeit; 
Einberufung des Krisenteams und Mitarbeit; interne Öffentlichkeitsarbeit; eigene 
regelmäßige Weiterbildung; Anspruch auf Supervision.  
 
VII. Notfallplan  
In einem Notfallplan muss für den Verdachtsfall für alle klar geregelt sein, wer 
Ansprechpartner in welcher Reihenfolge ist und wer welche weiteren Schritte 
unternimmt.  
 
 
Ablaufplan nach (§12 LKindSchuG) 
  
 -> Anhaltspunkte für eine Gefährdung des Kindeswohl 
 
 -> Eigene fachliche Mittel zur Abwehr der Gefährdung reichen nicht aus 
 
 -> Hinwirken auf Inanspruchnahme weitergehender Hilfen durch die Eltern 
  
 -> Bereitschaft oder Möglichkeit der Eltern zur Mitarbeit ist nicht gegeben 
 
 -> Hinweis an die Eltern über Informationsweitergabe an das Jugendamt 
 
 ->Ausnahme: „… es sei denn, damit wird der wirksame Schutz des Kindes  
             oder der/des Jugendlichen infrage gestellt (§12 LKindSchuG) 
 
 -> Information an das Jugendamt Befugnis keine Meldepflicht 
 
 
Ansprechpartner im Allgemeinen Sozialen Dienst - > Bezirk Süd 
VG Nierstein-Oppenheim 
 

Herr Weick  06132/787 – 3153   weick.gerhard@mainzbingen.de  
Frau Fischer  06132/787 – 3166  fischer.anja@mainzbingen.de  
Frau Pfrengle 06132/787 – 3173  pfrengle.ute@mainzbingen.de 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 



Handlungsschritte bei Verdacht  
auf Kindeswohlgefährdung  

 
 

1. eine Fachkraft nimmt gewichtige Anhaltspunkte wahr. 
 
 
 
 
 

2. Fallbesprechung von Leitung und päd. Fachkräften (evtl. Träger!) 
 

 
                             

      
 
 

3. Gefährdungsrisiko   
       nicht akut         Ende 
 
 
     
 
 
 

4. Risikoeinschätzung mit externer Fachkraft 
        nicht akut         Ende 
 
 
 
 
5. Eltern informieren 

       nicht akut         Ende 
   
 

 
 
 
 
 
 

6. Elterngespräche / Absprachen  
 
 
 
 
 
 
       Hilfe winkt      Ende
  
 
 
 
 
 
 

7. Gefahrenanzeige der Kita beim Jugendamt                                     Ende  

Die Personensorgeberechtigten sowie das Kind oder 
den Jugendlichen einzubeziehen, soweit hierdurch 
der wirksame Schutz des Kindes oder des 
Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird (§ 8 a 
Abs. 1 Satz 2 SGB VIII). 

Die Vermutung eines gewichtigen Anhaltspunkts  
für ein Gefährdungsrisiko kann in der kollegialen  
Beratung nicht ausgeräumt werden 

Werden Hilfen zur Erziehung zur Abwendung des 
Gefährdungsrisikos für erforderlich gehalten, ist 
bei den Personensorgeberechtig ten auf die 
Inanspruchnahme solcher Hilfen hinzuwirken.  

 

Evangelische Psychologische Beratungsstelle 

Erziehungs- und Familienberatungsstelle Mainz 

Reichen diese Maßnahmen nicht aus oder sind die 
Personensorgeberechtigten nicht in der Lage oder 
bereit, sie in Anspruch zu nehmen. 
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